
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.1: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die Begründung wird hinsichtlich der Aussagen der Ziele der 
Regionalplanung überarbeitet. Das siedlungsstrukturelle Integrationsgebot 
bezieht sich auf den gesamten Einzelhandel, das städtebauliche 
Integrationsgebot auf den (nahversorgungs- und) zentrenrelevanten 
Einzelhandel. 
 
Zu 1.1.2: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt.  
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Der nördliche Teilbereich des SO 2 (nördliche Alte Wache / An der 
Kommandantur) befindet sich im Vorranggebiet Siedlung und ist somit mit 
dem siedlungsstrukturellen Integrationsgebot zu vereinbaren. 
Für diesen Bereich wird zudem eine eng am Bestand orientierte Festsetzung 
zur Zulässigkeit von nahversorgungs- und zentrenrelevanten 
Einzelhandelsnutzungen getroffen, um zu gewährleisten, dass sich der 
Einzelhandel nicht weiter ausdehnt und somit die Ziele der Raumordnung, 
insbesondere auch das städtebauliche Integrationsgebot und 
Beeinträchtigungsverbot nicht (neu) beeinträchtigt werden. 
 
Mit dem SO 2 liegt im Süden ein Teilbereich des Plangebietes innerhalb des 
Vorranggebietes Industrie und Gewerbe. Insofern widerspricht der 
Bebauungsplan durch die Festsetzungen zum Einzelhandel in diesem 
Bereich dem siedlungsstrukturellen Integrationsgebot. Hierbei ist jedoch 
relativierend zu berücksichtigen: 

- dass es sich bei den Festlegungen der Vorranggebiete nicht um eine 
parzellenscharfe Abgrenzung handelt und 

- im westlichen Teilbereich südlich der Kommandantur 
nahversorgungs- und zentrenrelevanter Einzelhandel im Bestand 
vorhanden ist. 

 
Der Stellungnahme wird dahingehend gefolgt, dass für den Teilbereich, der 
nicht bereits im Bestand durch Einzelhandel geprägt ist (im Südosten des 
Plangebiets) der Entwurf des Bebauungsplans angepasst wird und ein 
Gewerbegebiet festgesetzt wird. Im festgesetzten Gewerbegebiet wird 
Einzelhandel – mit Ausnahme von Annexhandel – ausgeschlossen. 
 
Für den im Südwesten liegenden Bereich südlich der Straße An der 
Kommandantur, der bereits durch nahversorgungs- und zentrenrelevanten 
Einzelhandel geprägt ist, wird weiterhin an den bestandsorientierten 
Festsetzungen aus dem Vorentwurf, unter Berücksichtigung einer weiteren 
Zulässigkeit von Einzelhandel mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten, 
festgehalten. Insofern erfolgt eine Gleichbehandlung der Eigentümer und 
Interessen von Einzelhandelsnutzungen im Bestand nördlich und südlich der 
Straße Alte Wache / An der Kommandantur. Aufgrund der am Bestand 
orientierten Festsetzung zur Zulässigkeit von nahversorgungs- und 
zentrenrelevanten Einzelhandelsnutzungen wird gewährleistet, dass sich der 
Einzelhandel nicht weiter ausdehnt und somit die Ziele der Raumordnung, 
insbesondere auch das städtebauliche Integrationsgebot und 
Beeinträchtigungsverbot nicht (neu) beeinträchtigt werden. 
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Entgegen des siedlungsstrukturellen Integrationsgebots erfolgt die 
grundsätzliche Zulässigkeit auch von Einzelhandel mit nicht-
zentrenrelevanten Sortimenten vor dem Hintergrund der Berücksichtigung 
von Eigentümer- und Nachnutzungsinteressen sowie der Lenkung des 
Einzelhandels im Stadtgebiet gemäß Einzelhandelskonzept der Stadt 
Wetzlar. Gemäß den Zielen der Landesplanung ist für Einzelhandel mit 
entsprechendem Sortiment aufgrund ihrer Größe, Beschaffenheit, Volumen, 
hoher Flächenbedarf, Kfz-Anfahrbarkeit etc. die Lage auch außerhalb 
integrierter Lagen zulässig, die auch außerhalb der Vorranggebiete Siedlung 
liegen. Z 6-3: „Vorhaben, die aufgrund ihres Warenangebotes für eine 
Ansiedlung in den Vorranggebieten Siedlung ungeeignet sind (z. B. 
Baustoff-, Bau-, Garten-, Reifen-, Kraftfahrzeug- und Brennstoffmärkte, 
Möbel- und Einrichtungshäuser sowie Küchen- und Bad-/ 
Sanitärfachmärkte), sind auch außerhalb von Vorranggebieten Siedlung an 
städtebaulich nicht integrierten Standorten zulässig.“ Hiermit werden 
insofern insbesondere (großflächige) Einzelhandelsvorhaben mit nicht-
zentrenrelevanten Sortimenten beschrieben. Dies wird auch bereits mit der 
Fortschreibung im Entwurf des Regionalplans berücksichtigt: „Das 
städtebauliche Integrationsgebot ist daher begrenzt auf (großflächige) 
Einzelhandelsvorhaben mit innenstadtrelevantem Sortiment.“ 
Daher wird an der grundsätzlichen Zulässigkeit von Einzelhandel mit nicht-
zentrenrelevanten Sortimenten im Sondergebiet südlich der Straße An der 
Kommandantur bzgl. des siedlungsstrukturellen Integrationsgebotes 
weiterhin festgehalten, da dies mit den Zielaussagen des gegenüber dem 
ROP „jüngeren“ LEP sowie dem Entwurf des Regionalplans vereinbar ist. 
 
 
Zu 1.1.3: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. In den Bebauungsplan 
wird ein Hinweis auf die Eigenvorsorge hinsichtlich des Umgangs mit 
Starkregen aufgenommen.  
 
Die Auswertung der Karte zu Starkregen ergibt eine hohe Gefährdung im 
Plangebiet. Ebenfalls befinden sich gemäß der Fließpfadkarte der Stadt 
Wetzlar Fließwege im Plangebiet, die durch dieses verlaufen. Jedoch ist das 
Plangebiet im Bestand bereits größtenteils bebaut und entwickelt. Unter 
Berücksichtigung des Bestands sowie auch einer möglichen Neubebauung 
werden im Bebauungsplan jedoch keine Festsetzungen oder Maßnahmen 
aufgenommen. Hierbei wurde sich dafür entschieden, dass die 
Gefährdungslage für den Bestand bekannt ist, Festsetzungen und 
Maßnahmen unter Berücksichtigung des Bestandes unverhältnismäßig 
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wären und jeder Grundstückseigentümer unter Berücksichtigung der 
baulichen Anlagen Maßnahmen treffen kann. Ebenfalls wurde sich 
hinsichtlich einer möglichen Neubebauung dafür entschieden kei-ne 
weitergehenden Festsetzungen aufzunehmen, um die Flexibilität ohne 
detaillierte Kenntnisse einer Neubebauung weiterhin aufrecht zu erhalten. 
Dies auch unter Berücksichtigung, dass insbesondere objektbezogene 
Maßnahmen bei Kenntnis eines konkreten Vorhabens zur Minimierung der 
Gefährdungslage beitragen können. 
 
Bei zukünftigen baulichen Änderungen können im Rahmen der 
Ausführungsplanung insbesondere zusätzliche Maßnahmen auf 
Grundstücken, z. B. Prüfung und Optimierung der Höhenlage der geplanten 
Grundstückszufahren, Rückstausicherung der Anschlussleitungen, 
konstruktive Schutzmaßnahmen, Maßnahmen an Fenster- oder 
Türöffnungen sowie an Grundstückszufahrten oder Bodenöffnungen, 
Anhebung des Erdgeschossniveaus mit Sicherungsmaßnahmen, die ein 
Volllaufen von Tiefgaragen- bzw. Kellergeschossen verhindern, 
berücksichtigt werden. 
 
 
Zu 1.1.4: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Eine entsprechende 
Kennzeichnung in Bezug auf den Altstandort wird in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Es erfolgt ein Austausch mit der zuständigen Behörde der Stadt Wetzlar. 
Entsprechend wird in den Bebauungsplan eine Kennzeichnung 
aufgenommen. Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine bereits durch 
bauliche Eingriffe vorgeprägte Fläche, die entsprechend der zukünftigen 
Nutzungen, auch derzeit durch gewerbliche und Einzelhandelsnutzungen 
geprägt ist. Insofern erfolgt hierin keine Änderung der Situation. 
 
Im Rahmen der Konversion der ehemaligen Kasernenfläche wurden 
Untersuchungen durchgeführt und tlw. Sanierungen vorgenommen. Es ist 
jedoch nicht auszuschließen, dass weiterhin lokale Restbelastungen, z. B. 
auch Grundwasserschäden vorliegen können. Bei Eingriffen in den Boden 
wird daher die fachgutachterliche Begleitung empfohlen. 
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Zu 1.1.5: 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Durch die Stadt Wetzlar wurde zwischenzeitlich das Verfahren zur parallelen 
Änderung des Flächennutzungsplans eingeleitet. 
 
 
Zu 1.1.6: 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Für die Offenlage wird eine Auslegungsdauer von einem Monat angestrebt. 
Wesentliche Aspekte für eine längere Auslegungsdauer sind nicht 
ersichtlich. Dies wird in der Begründung zum Entwurf ergänzt. 
 
Zu 1.1.7: 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Die Stadt stellt die entsprechenden Unterlagen auf der Internetseite der 
Stadt Wetzlar zur Verfügung. Das zentrale Internetportal des Landes verlinkt 
auf diese Seite. Eine Dokumentation wird über Screenshots erfolgen. 
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Zu 1.2.1: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Auf die mögliche Kampfmittelbelastung wird im Bebauungsplan hingewiesen. 
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STELLUNGNAHME: 1.2. Regierungspräsidium Darmstadt III 23 - 
Kampfmittelräumdienst, Schreiben vom 19.04.2022 
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Zu 1.3.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 1.3.2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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STELLUNGNAHME: 1.3. Der Kreisausschuss Lahn-Dill-Kreis Abteilung Umwelt, 
Natur und Wasser, Schreiben vom 05.04.2022 

1.3.1 

1.3.2 



 

 
 
 
 
 
 
 
 

Zu 1.3.3: 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen. 
 

Zu 1.3.4: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Zu 1.3.5: 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
Zum Entwurf werden Informationen zum Schutzgut Boden im Umweltbericht 
ergänzt.  
Ergänzend ist festzuhalten, dass aufgrund der bereits bestehenden ca. 90 %-igen 
Versiegelungen sowie umfassenden anthropogenen Eingriffe eine starke 
Vorbelastung des Bodens vorliegt und durch die Festsetzungen des 
Bebauungsplans keine weitere Versiegelung als über den Bestand hinaus 
vorgesehen ist. 
 
 
 
 

Zu 1.3.6: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis aufgenommen. 
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Zu 1.4.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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STELLUNGNAHME: 1.4. EAM Netz, Schreiben vom 05.04.2022 

1.4.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.5.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.5.2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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STELLUNGNAHME: 1.5. PLEdoc GmbH, Schreiben vom 30.03.2022 
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Zu 1.6.1: 
Der Hinweis zur Kenntnis genommen. 
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STELLUNGNAHME: 1.6. enwag energie- und wassergesellschaft, Schreiben vom 
29.03.2022 
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Zu 1.7.1:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Zu 1.7.2:  
Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
 
Die bestehenden Betriebe werden in ihrem Bestand gesichert. Hinsichtlich 
der Wettbewerbsfähigkeit wird im SO 1 keine Erweiterungmöglichkeit 
zugelassen, da die Betriebe marktgängig ausgestaltet sind und vor den 
Planungszielen zum Schutz zentraler Versorgungsbereiche und 
Nahversorgungsstandorte dieses Angebot auch nicht weiter ausgebaut 
werden sollte. 
Im SO 2 bis SO 5 werden die Betriebe eng orientiert am Bestand 
festgesetzt, um deren Interessen sowie auch die Vorgaben übergeordneter 
Planung (LEP, ROP) zu berücksichtigen. Erweiterungsmöglichkeiten wurden 
gutachterlich geprüft und sofern diese städtebaulich und 
versorgungsstrukturell verträglich beurteilt wurden auch entsprechend zum 
Entwurf im Bestand festgesetzt. 
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STELLUNGNAHME: 1.7. Industrie- und Handelskammer Lahn-Dill, Schreiben 
vom 29.04.2022 
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Zu 1.8.1:  
Der Anregung wird gefolgt.  
 
Der Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
 
 
Zu 1.8.2:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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STELLUNGNAHME: 1.8. Landesamt für Denkmalpflege Hessenarchäologie, 
Schreiben vom 08.04.2022 
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Zu 1.9.1:  
Der Anregung wird gefolgt. 
 
In die Planzeichenerklärung sowie den textlichen Festsetzungen wird der 
Denkmalschutz und Genehmigungspflicht ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.9.2:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan Wetzlar Nr. 279 „Wohn- und Gewerbepark“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

STELLUNGNAHME: 1.9. Landesamt für Denkmalpflege Bau- und 
Kunstdenkmalpflege, Schreiben vom 27.04.2022 
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